
73undessozialgericht

Am251f.-.5921éé

Zugcstcllt am
50 Februar 1969

I m N a m e n d e 5 V o 1 k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigtez
„ „ „ „ ° ° „ ° . ° „ ° 0

gegen

Beklagter und Revisionsbeklagterc

Der 90 Senat des Bundessozialgerichts hat am

21° Januar 1969 durch Urteil ohne mündliche

Verhandlung gemäß 5 124 Abso 2 Sozialgericht5s

gesetz unter Mitwirkung von

Bundesrichter Dro M'a i s c h

- Vorsitzender -,
Bundesrichter S c h i n d l e r und

Bundesrichter Dr° R e n n e r ,
Bundessozialrichter F e i g e und

Bundessozialrichter D 6 r i n g

für Recht erkannt;

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des}

Landessozialgerichts Niedersachsen vom 10„ Mai 1966

aufgehoben° Die Berufung des Bdclagten gegen das

U‘teil des Sozialgerichts Stade vom 50N0Vember 1965
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wird zurückgewiesen„

Der Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen

Kosten des Berufungs— und Revisionsverfahrens zu

erstatteno

&ninis;

Der am19„ März 1899geboreneKläger ist Beschädigter des
ersten Weltkrieges„ Er war bis zu seiner Pensionierung im

Alter von 65 Jahren (März 1964)„ unterbrochen durch eine

von 1956 bis 1952 dauernde Versetzung in den Ruhestand Be—

amter des gehobenen Dienstes bei der Bundesposta Am 22„ Sep—

tember 1952 war er erneut als Angestellter in den Post—

dienst eingestellt? am 1„ November 1955 wiederum als Post—

inspektor übernommen und am 10 November 1955 zum Postober—

inspektor sowie am 10 Januar 1961 zum Postamtmann befördert

worden° Das Sozialgericht (SG) Stade hatte in einem frü—

heren Verfahren die beim Kläger anerkannte Minderung der

Erwerbsfähigkeit (MdB) um 50 VOH„ mit Urteil vom 515 Juli

1959 wegen einer besonderen beruflichen Betroffenheit ab

16 November 1956auf 80 v„H„ erhöht„ Die besondere berufli—l

che Betroffenheit hatte es darin erblickt‚ daß der Kläger
‘über 16 Jahre aus dem Beamtendienst entfernt gewesen sei ‘

und sich während dieser Zeit mit der geringeren Pension

habe behelfen müssen° Auch sei er erst im Alter von 56 Jah—

ren zum OberinSpektor befördert worden„ während er ohne

die schädigungsbedingté Unterbrechung seiner Berufstätigkeit

etwa zehn Jahre früher zur Beförderung herangestanden hätte„
Es sei aber auch anzunehmen? daß der Kläger in diesem Al—

ter normalerweise bereits zum Amtmann befördert worden wä—

re„ Der Kläger sei daher am weiteren Aufstieg in seinem

Beruf gehindert worden und werde durch die Zurücksetzung

seines allgemeinen Dienstalters weiterhin daran gehindert„

...5..
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Schließlich würden dem Kläger bei einer Ruhestandsversetzung

wegen Erreichens der Altersrgrenze die bereits im Ruhestand

verbrachten 16 Jahre bei der Berechnung der Pensionsbezüge

fehlen„ In jedem Falle weise der berufliche Werdegang des

Klägers‚ verglichen mit einer normalen Laufbahn9 eine beson_

dere Berufsbetroffenheit auf0 die mit finanziellen Nachteilen

verbunden sei„ Zum Ausgleich der besonderen beruflichen Be—

troffenheit des Klägers sei es gerechtfertigt‚ die MdB um

50 V„H„ zu erhöhen° Das Landessozialgericht (LSG) Niedersach—

sen hat die hiergegen eingelegte Berufung des Beklagten am

1„ März 1962 als unzulässig verworfen9 worauf das Urteil des

SG Stade mit Bescheid vom 100 Mai 1962 (endgültig) ausgeführt

wurden Mit weiterem Bescheid vom 51c März 1964 wurde die MdB

ab 10 Juni 1964 auf 50 v„H° herabgesetzt9 weil die besonde—

re berufliche Betroffenheit dadurch entfallen sei? daß der

Kläger das Gehalt bzwa ab 1„ April 1964 das Ruhegehalt eines

Postamtmanns bezieheo Dadurch sei eine wesentliche Änderung

im Sinne des @62 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) ein—
_getreten„ Der Widerspruch blieb erfolglos„ Das SG hat auf

die Klage den Änderungsbescheid mit Urteil vom 50 November

41965aufgehoben und die Berufung zugelassen° Es hat die Auf-
iassung vertreten daß das Urteil des SG vom 510 Juli 1959 als

maßgeoliche Vergleichsgrundlage heranzuziehen seio Danach
seien der vom Klager durch die 163ährige Zuruhesetzung erlit—

tene Vermögemsschaden und weitere Nachteile im beruflichen

Au;stieg für die Annahme einer besonderen beruflichen Betrof—

fenheit wesentlich geweseno Durch die Schädigungsfolge sei ’

in der Zeit vom 10 September 1956 bis zum 510 März 1961 ein

Ninderverdienst von DM 580890941 entstanden, der durch das

wegen beruflicher Betroffenheit geringfügig vermehrte Renten—

einkommen in Höhe von DM 6„5249——(bis 510 Mai 1964)keines—

.wegs ausgeglichen werde() Der Kläger habe zwar inzwischen das
mutmaßliche Berufsziel eines Postamtmanns erreicht„ jedoch

könne dies nichts daran ändern‚ daß auch weiterhin? bedingt

durch die anerkannten Schädigungsfolgen9 ein Einkommensverlust

von mehr als DM 50„000?—— verbleibeD der bei einem Gesamt—
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‘einkommen von ca° DM 442„0009——unzumutbar sei„ Der Scha—
den sei zwar überwiegend vor dem Inkrafttreten des Bundes—

versorgungsgesetzes (BVG) eingetreten5 er wirke aber fort„

Eine wesentliche Änderung der Verhältnisse im Sinne des

‘ 5 62 Abso 4 BVG liege daher nicht vor°

Das LSG hat auf die Berufung der Beklagten mit Urteil vom
400 Mai 4966 das Urteil des SG Stade vom 50 November 4965

_
aufgehoben„ die Klage abgewiesen und die Revision zugelase

seno Nach @ 62 Absn 4 BVG sei der Anspruch auf Versorgung

neu festzustellenq wenn in den Verhältnissen? die für die

Feststellung maßgebend gewesen sind,) eine wesentliche Än—

derung eingetreten sei° Dies sei auch dann der Fall? wenn

das berufliche Betroffensein wegfalle und die zunächst eine

getretenen Nachteile ausgeglichen würden (BSG 41+‚/>4729 475)„
Der Kläger habe nach Besserung seines Gesundheitszustandes

seinen erlernten Beruf wieder ausgeübt und dadurch die

Nachteile für die Zukunft ausgeglichen? die ihm zunächst

durch die zwischenzeitliche Ruhestandsversetzung entstan-

den seien„ Er sei am 4° Januar 4964 zum Postamtmann befördert

und am 40 April 4964 mit einem Ruhegehalt von 74 VUH„ der

Dienstbezüge eines Postamtmanns pensioniert wordena Spä—

testens an diesem Tage sei eine Änderung in den beruflichen

'Verhältnissen eingetreten„ Für einen befähigten Beamten des

gehobenen Dienstes sei die Stellung eines Amtmannes norma»
lerweise die Endstellungo Die Einbuße von 4 VOHo bei den

Ruhegehaltsbezügen (= etwa DM 45„—— monatlich) sei unbe—

deutendo Der in der Vergangenheit liegende und nach Auf—

fassung des SG fortwirkende Schaden könne nicht berücksichn

tigt werden? weil der Versorgungsanspruch den jeweiligen

und für die Zukunft bestehenden Verhältnissen angepaßt sein

müsse° Es dürfe nicht außer Betracht bleiben? daß der Sehe.w

den des Klägers von über DM BOOOOO„——(RM) überwiegend vor
Inkrafttreten des BVG entstanden seio Für eine Änderung

der Verhältnisse im Sinne des 5 62 BVG müsse es genügen‚

wenn die zunächst eingetretenen Nachteile für die Zukunft

__5...
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beseitigt worden seien° Daher könne es auch auf die vom SG

angestellte Berechnung nicht ankommena Die Entscheidung des
‚„„

Bundessozialgerichts (BSG) —hier in BSG 44, 172 —habe einen
anderen Fall betroffen‚ in dem ein beruflich besonders Be—

troffener später auch aus Altersgründen und schädigungsunab—"

hängigen Gesundheitsstörungen den Beruf aufgegeben habe°

‚ Überdies sei die jahrelange Arbeitsunfähigkeit des Klägers

‘ durch die MdB im allgemeinen Erwerbsleben und nicht speziell
‚durch eine Behinderung im Beruf eines Postbeamten bedingt 4‚

gewesen„ Da die Folgen der beruflichen Schädigung für die Zu—
‘ kunft völlig beseitigt worden seien() könne eine erhöhte MdB

wegen einer besonderen beruflichen Betroffenheit nicht mehr

anerkannt werden° ' '

Der Kläger rügt mit der zugelassenen
Revision die Verletzung

materiellen Rechts (5 50 Abs° 2 BVG und sinngemäß des 5 62
Abs„ 1 BVG)„ Es sei darüber zu entscheiden‚ ob 5 50 Abs„ 2 BVG

auch dann anzuwenden sei? wenn zwar für die Zukunft eine

Betroffenheit entfalle‚ jedoch in der Vergangenheit der be-

rufliche Aufstieg dadurch behindert gewesen sei9 daß längere
‚Zeit keine Berufstätigkeit habe ausgeübt werden könneno Die

Nachteile seien mit dem Erreichen des Berufszieles eines Post—

amtmannes noch nicht ausgeglichen werdena Der Behinderunge—

zeitraum müsse zur Dauer des Gesamtberufslebens in Beziehung

gesetzt werden° Bei einer Arbeitspause von mehr als 16 Jah—

ren sei der Behinderungszeitraum im Vergleich zum gesamten
Berufsleben so schwerwiegend und von so nachhaltiger Wirkung,

daß ein Ausgleich dieser Benachteiligung nicht mehr eintre—
ten könne„ Überdies habe während der schädigungsbedingten
Pensionierung auch ein sozialer Abstieg vorgelegen9 der die

wirtschaftliche Weiterentwicklung wesentlich beeinflußt habe°
Der Minderverdienst habe eine Vermögensbildung und eine zu—
sätzliche wirtschaftliche Absicherung erschwert oder verhin-

derte Der Kläger beantragt‚

unter Aufhebung des Urteils des

LSG Niedersachsen vom 40° Mai 1966
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nach dem Klageantrag zu entscheiden,

Der Beklagte beantragt,

die Revision als unbegründet zurück—

zuweiseno

Auf die Gründe des angefochtenen Urteils und auf das bis@

herige Vorbringen werde Bezug genommen° Der Kläger sei

Angehöriger des gehobenen Dienstes geblieben, weshalb

kein sözialer Abstieg vorliegeo

Die Beteiligten haben ihr Einverständnis mit einer Entw

scheidung ohne mündliche Verhandlung erklärt (@ 12# Abs, 2

des Sozialgerichtsgesetzes wSGG),

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und

fristgerecht eingelegt und begründet werden und daher

zulässig (55 162 Abs, 1 Nr, 1, 164, 166 sec); sie ist

auch sachlich begründeto

Das LSG ist zutreffend davon ausgegangen, daß der Anspruch

auf Versorgung neu festzustellen ist, wenn in den Verhälte

nissen, die für die Feststellung maßgebend gewesen sind,

eine wesentliche Änderung eingetreten ist (© 62 Abs, 1
BVG), Der Bescheid v0m 31, März 1964 hat eine solche
wesentliche Änderung hinsichtlich der bindend anerkannten

besonderen beruflichen Betroffenheit darin erblickt, daß

der Kläger das Gehalt bzw, ab 1, April 1964 das Ruhegehalt

eines Postamtmanns beziehe° Das LSG hat die Auffassung

vertreten, daß spätestens am 1, April 1964, dem Zeitpunkt,

an dem der Kläger mit einem Ruhegehalt von 74 V„H° der

Dienstbezüge eines Postamtmanns pensioniert worden ist,

eine Änderung in den beruflichen Verhältnissen eingetreten

sei, Dabei hat es jedoch verkannt, daß irgendeine "Änderung"

der beruflichen Verhältnisse noch nicht genügt, um den ‘

Anspruch auf Versorgung neu festzustellen, Vielmehr muß

„ 7 _
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es sich um eine wesentliche Änderung derjenigen Verhält—

Feststellung‚ doh° für die im Ausführungsbescheid vom

10„ Mai 1962 getroffene Regelung maßgebend gewesen sind°

.Das SG—Urteilvom51° Juli 1959, dessenFeststellungen '
zur Frage der besonderen Betroffenheit die rechtliche

Grundlage für den Ausführungsbescheid vom 10„ Mai 1962

bilden, hat eine berufliche Betroffenheit darin erblickt,

daß der Kläger über 16 Jahre aus dem (aktiven) Beamten-

dienst entfernt gewesen sei und in dieser langen Zeit

anstelle des vollen Gehalts nur Ruhestandsbezüge erhalten
habe; ferner darin, daß er wegen der Schädigungsfolgen

erst im Alter von 56 Jahren„ doh„ etwa 10 Jahre Später,

zum Oberinspektor befördert worden sei; außerdem sei

anzunehmen, daß er in diesem Alter auch bereits zum Amt«

mann befördert worden wäre; schließlich würden ihm auch

bei der späteren Berechnung der Pensionsbezüge sehr wahr—

scheinlich die schon im Ruhestand verbrachten 16 Jahre
fehlen° Keiner dieser Tatbestände, die für die Erhöhung

der MdF von 50 auf 80 v„Ho wegen besonderer beruflicher
Betroffenheit maßgebend waren, hat sich nach den Fest—

stellungen des LSG wesentlich geändert„ Es ist weder der
finanzielle Verlust, der dem Kläger infolge einer vor—

zeitigen vorübergehenden Pensionierung entstanden ist‚

ausgeglichen worden, noch hat sich an der um ca„ 10 Jahre

verspäteten Beförderung zum Oberinspektor etwas geändert„

Der Kläger erhält nach den Feststellungen des LSG nun

auch eine "geringere Pension", nämlich nur 74 anstatt

75 v„Ho des Endgehaltso Die inzwischen eingetretene Vera

besserung; nämliCh die Beförderung zum Amtmann, stellt

keine wesentliche Änderung der für die Feststellung von
1959 maßgebend gewesenen Verhältnisse dar„ Denn damals

ist nicht angenommen worden‚ daß der Kläger überhaupt

nicht mehr Amtmann werden könne° An der Feststellung
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“des SG; daß der Kläger ohne die Schädigungsfolgen schon im
Zeitpunkt der Beförderung zum Oberinspektor die Stellung

eines Amtmannes erreicht hätte„ hat sich nichts geänderte

Selbst wenn man aber in der Beförderung zum Amtmann eine im

Sinne des 5 30 Abso 2 BVGnF beachtliche Änderung erblicken
wollteg so wäre sie doch angesichts der vielfältigen wirte

schaftlichen Einbußen‚ die er wegen seiner beruflichen

Eetroffenheit hat hinnehmen müssen und die sich auch jetzt

noch auswirkeny nicht Wesentlich ioS„ des © 62 Abso 1<BVG„

Die Zuruhesetzung des Klägers ab 10 April 1964 hat keine
finanzielle Besserstellung, sondern eine Minderung des Eine

kommens des Klägers mit sich gebracht„ Im übrigen hat das
BSG bereits ausgesprochen, daß eine wesentliche Änderung der

' Verhältnisse i„so des @62 Abso 1 BVGdann nicht gegeben sei„
wenn der Beschädigte später seinen Beruf Wegen fortschreitenn

den Alters oder nicht Wehrdienstbedingter Gesundheitsstörungen

ohnehin nicht mehr hätte ausüben können (vglc BSG in SozR

@62 BVG qu 11 : BSG 14, 172)0 Dies ist auch dann der Fall9
_wenn die Pensionierung nach beamtenrechtlichen Grundsätzen

in einem bestimmten Alter ohne Rücksicht auf den jeweiligen

Gesundheitszustand allgemein eintritto Wie der erkennende

Senat im Urteil vom 169 Juli 1968 « 9 RV 610/67- entschieden»
hat„wird der berufliche Status eines beruflich besonders

Betroffenen grundsätzlich durch die Erreichung einer Alterse

grenze night Verändertc Eine wesentliche Änderung im Sinne

des 5 62 Abs° 1 BVG hätte im vorliegenden Falle nur angenommen
werden können‚ wenn es dem Kläger gelungen wäre, die in dem

Urteil des SG vom 310 Juli 1959 festgestellten beruflichen

Jachteile aufzuholen oder wesentlich zu minderno Eine solche

wesentliche Änderung der Verhältnisse zugunsten des Klägers

kann auch nicht etwa darin erblickt werden9 daß er eine im

Ergebnis nur geringfügig niedrigere Pension erhält9 als er
ohne die langjährige Unterbrechung seiner Beamtentätigkeit

zu beanspruchen gehabt hätteo Das SG hat zwar damals aus■
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„ 9 „

geführt, es müsse "schließlich" auch berücksichtigt werden,
daß dem Kläger sehr wahrscheinlich die schon im Ruhestand

verbrachten 16 Jahre bei der Berechnung der Pensionsdienst—

bezüge ”fehlen" würden, Es kann aber bei verständiger Würdi«

gung des Urteils nicht angenommen werden, daß das SG mit

dieser nur ergänzend hervorgehobenen Erwägung, die bei der

Unvorhersehbarkeit der künftigen Verhältnisse nur den Charakm

ter einer Vermutung haben konnte, einen für die Bemessung der

MdB wegen beruflichen Betroffenseins wesentlichen Umstand,

nämlich einen bereits feststellbaren finanziellen Schaden,

bezeichnen wollte, Es sollte damit im wesentlichen nur Zum
Ausdruck gebracht werden, daß der Kläger bis zur Pensionie«

rung auch noch die stets gegenwärtige Sorge haben müsse, mögm

licherweise die Höchstpension nicht mehr zu errei0hen„ Ins■

besondere ist das SG nicht davon ausgegangen, daß das Ruhe”

gehalt des Klägers sich um den Betrag Vermindern müsse, der

é1nep ruhegehaltsfähigen Dienstzeit von 16 Jahren entspricht,

Das sc hat nur berücksichtigt, daß die Unterbrechung der

Dienstzeit des Klägers als Beamter sich zwar auch auf das

'Ruhegehalt ungünstig auswirken könne, nicht aber, daß die

Benachteiligung in einer so großen Verringerung seiner Ruhe»

gehaltsbezüge bestehen müssen Eine Minderung des Ruhegehalts

um 1 v,Ho (74 anstatt 75 VOHO) ist tatsächlich auch einw

getreten; im übrigen hat der Kläger nur die Vorteile erlangt,

Vdie ihm auf Grund seiner langen Dienst2eit ohnedies zufallen
mußten, wobei aber eine Besserung in den Schädigungsfolgen

oder eine Behebung der in der Vergangenheit erlittenen Ein—

bußen nicht eingetreten ist, Nach alledem fehlt es an einer

wesentlichen Änderung der Verhältnisse, die für die Feste
stellungen des SG 1959 maßgebend gewesen sind° Ob das SG

damals die MdB wegen besonderer beruflicher Betroffenheit

zutreffend um 30 v,H„ erhöht, d„h° die Vorschrift des S 50

Abs, 2 BVGnF bzw, des @30 Abs, 1 Satz 2 BVGidF Vor dem '

Ersten Neuordnungsgesetz vom 27, Juni 1960 (BGBl I 453)
inSOWeit rechtsirrtumsfrei angewandt hat, war im vor»
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liegenden Rechtsstreit nicht zu prüfen° Deshalb war auch

auf die vom lSG erörterte Frage, ob die jahrelange Arbeits=

unfähigkeit des Klägers schon eine Folge der Erwerbsminderung

auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt war, nicht näher einzugeheno

Da das LSG sonach @ 62 Abs„ 1 BVG verletzt hat, war sein

Urteil aufzuheben und die Berufung des Beklagten gegen das

im Ergebnis Zutreffende Urteil des SG zurückzuweiseno

Die Kostehentscheidung beruht auf 5 193 SGG„
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